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Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Steuergesetz (StG)    

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau 

   

 beschliesst:    

 I.    

 Der Erlass SAR 651.100 
(Steuergesetz [StG] vom 
15. Dezember 1998) (Stand 
1. Januar 2025) wird wie folgt 
geändert: 

   

§  8 
VI. Steuernachfolge und Haf-
tungsverhältnisse 

    

1 In die Rechte und Pflichten 
einer verstorbenen Person tre-
ten die Erbberechtigten ein. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/651.100/de
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Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Nach dem Tod einer steuer-
pflichtigen Person haben sie 
die ausstehenden Steuererklä-
rungen abzugeben und die 
schon geschuldeten oder noch 
festzusetzenden Steuern vor 
der Verteilung des Nachlasses 
zu bezahlen oder sicherzustel-
len. 
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rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

3 Sie haften solidarisch für alle 
Steuerforderungen an den 
Nachlass bis zur Höhe ihrer 
Erbteile, mit Einschluss der in 
den letzten 5 Jahren vor dem 
Erbgang bezogenen Voremp-
fänge. Zu den Erbteilen oder 
Vorempfängen des überleben-
den Eheteils gehören auch die 
Beiträge, die er auf Grund 
ehelichen Güterrechts vom 
Vorschlag oder Gesamtgut 
mehr erhält, als seinem ge-
setzlichen Anteil nach schwei-
zerischem Recht entspricht. 
Die überlebenden eingetrage-
nen Partnerinnen oder Partner 
haften mit ihrem Erbteil und 
dem Betrag, den sie auf Grund 
einer vermögensrechtlichen 
Regelung im Sinne von Art. 25 
Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über die eingetragene Partner-
schaft gleichgeschlechtlicher 
Paare (Partnerschaftsgesetz, 
PartG) vom 18. Juni 2004 1) er-
halten haben.  

    

 
1) SR 211.231 

https://db.clex.ch/link/Bund/211.231/de
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Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

4 Für die Steuern der verstor-
benen Person und für die Erb-
schaftssteuern haften neben 
den Erbberechtigten die mit 
der Erbschaftsverwaltung oder 
Willensvollstreckung betrauten 
Personen bis zur Höhe des 
Nachlasses solidarisch, wenn 
sie Erbanteile und Vermächt-
nisse ausrichten, bevor die da-
rauf geschuldeten Erbschafts-
steuern und die übrigen offe-
nen Steuern der verstorbenen 
Person bezahlt sind. Die Haf-
tung entfällt, wenn sich die 
haftende Person beim Kanto-
nalen Steueramt anhand des 
Inventars vergewissert hat, 
dass keine Steuerforderungen 
mehr offen sind. Die Haftung 
erstreckt sich nicht auf noch 
nicht rechtskräftig festgesetzte 
Nachsteuern. 

    

 5 Für die Schenkungssteuer 
haftet neben der steuerpflichti-
gen Person auch die schen-
kende Person, wenn 

   

 a) die steuerpflichtige Person 
für die Schenkungssteuer bis 
zur Ausstellung eines defini-
tiven Verlustscheins betrie-
ben worden ist; 

   

 b) die steuerpflichtige Person 
keinen Wohnsitz oder Sitz in 
der Schweiz hat. 
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rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  17 
2. Wirtschaftliche Zugehörig-
keit 

    

1 Natürliche Personen ohne 
steuerrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt im Kanton sind 
auf Grund wirtschaftlicher Zu-
gehörigkeit steuerpflichtig, 
wenn sie 

    

a) im Kanton Geschäftsbe-
triebe oder Betriebsstätten 
unterhalten; 

    

b) an Grundstücken im Kanton 
Eigentum, dingliche Rechte 
oder diesen wirtschaftlich 
gleichkommende persönliche 
Nutzungsrechte haben. 

    

c) mit im Kanton gelegenen 
Grundstücken handeln. 

    

2 Natürliche Personen ohne 
steuerrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt in der Schweiz 
sind auf Grund wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit steuerpflichtig, 
wenn sie 

    

a) im Kanton eine Erwerbstä-
tigkeit ausüben; 

a) im Kanton eine selbststän-
dige oder unselbstständige 
Erwerbstätigkeit ausüben; 
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Kommission X vom … 
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rungsrats 
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 abis) eine unselbstständige Er-
werbstätigkeit für einen Ar-
beitgeber mit Sitz, tatsächli-
cher Verwaltung oder Be-
triebsstätte im Kanton ausü-
ben und der Schweiz nach 
dem anwendbaren internati-
onalen Abkommen im Steu-
erbereich mit dem jeweiligen 
Nachbarstaat ein Besteue-
rungsrecht betreffend die im 
Ausland ausgeübte Erwerbs-
tätigkeit eingeräumt wird; 

   

b) als Mitglieder der Verwal-
tung oder Geschäftsführung 
von juristischen Personen 
mit Sitz oder Betriebsstätte 
im Kanton Tantiemen, Sit-
zungsgelder, feste Entschä-
digungen, Mitarbeiterbeteili-
gungen oder ähnliche Vergü-
tungen beziehen; 

    

c) Gläubigerinnen oder Gläubi-
ger beziehungsweise Nutz-
niesserinnen oder Nutznies-
ser von Forderungen sind, 
die durch Grund- oder Faust-
pfand auf Grundstücken im 
Kanton gesichert sind; 

    

d) …     



- 7 - 
 

Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

e) Pensionen, Ruhegehälter 
oder andere Leistungen er-
halten, die auf Grund eines 
früheren öffentlich-rechtli-
chen Arbeitsverhältnisses 
von einer Arbeitgeberin oder 
einem Arbeitgeber bezie-
hungsweise einer Vorsorge-
einrichtung mit Sitz im Kan-
ton ausgerichtet werden; 

    

f) Leistungen aus schweizeri-
schen privatrechtlichen Ein-
richtungen der beruflichen 
Vorsorge oder aus aner-
kannten Formen der gebun-
denen Selbstvorsorge mit 
Sitz oder Betriebsstätte im 
Kanton erhalten; 
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rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

g) für Arbeit im internationalen 
Verkehr an Bord eines Schif-
fes oder eines Luftfahrzeu-
ges oder bei einem Trans-
port auf der Strasse Lohn 
oder andere Vergütungen 
von einer Arbeitgeberin oder 
einem Arbeitgeber mit Sitz 
oder Betriebsstätte im Kan-
ton erhalten; 

g) für Arbeit im internationalen 
Verkehr an Bord eines Schif-
fes oder eines Luftfahrzeu-
ges oder bei einem Trans-
port auf der Strasse, Lohn 
oder andere Vergütungen 
von einer Arbeitgeberin oder 
einem Arbeitgeber mit Sitz, 
tatsächlicher Verwaltung 
oder Betriebsstätte im Kan-
ton erhalten; davon ausge-
nommen bleibt die Besteue-
rung von Seeleuten für die 
Erwerbstätigkeit an Bord ei-
nes von einer solchen Arbeit-
geberin oder einem solchen 
Arbeitgeber unter Schweizer 
Flagge betriebenen See-
schiffs; 

   

h) im Kanton gelegene Grund-
stücke vermitteln. 

    

§  110 
2. Berechnung der Besitz-
dauer 

    

1 Als Beginn und Ende der Be-
sitzdauer gelten 

1 Als Beginn und Ende der Be-
sitzdauer […] gilt der Zeit-
punkt, in dem die Verfügungs-
gewalt über ein Grundstück 
übergeht. 

   

a) das Datum der öffentlichen 
Beurkundung der Veräusse-
rung; 

a) Aufgehoben.    



- 9 - 
 

Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

b) bei Fehlen einer öffentlichen 
Beurkundung der Zeitpunkt 
des Überganges der Verfü-
gungsgewalt. 

b) Aufgehoben.    

2 Ist das Grundstück auf Grund 
einer steueraufschiebenden 
Veräusserung erworben wor-
den, wird die Besitzdauer ab 
der letzten steuerbegründen-
den Veräusserung (Grund-
stückgewinn-, Gewinn- oder 
Einkommenssteuer oder 
gleichartige ausserkantonale 
Steuer) berechnet. Erfolgte der 
Erwerb durch Ersatzbeschaf-
fung nur teilweise mit reinves-
tierten Mitteln, wird die längere 
Besitzdauer anteilmässig in 
der Höhe dieser reinvestierten 
Mittel angerechnet. 

    

§  121 
II. Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer 

    

1 Im Ausland wohnhafte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer werden für ihre Einkünfte 
aus unselbstständiger Er-
werbstätigkeit und die an de-
ren Stelle tretenden Ersatzein-
künfte nach den §§ 112 ff. an 
der Quelle besteuert, wenn sie 
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a) für eine Dauer von weniger 
als 30 Tagen beziehungs-
weise als Grenzgängerinnen 
oder Grenzgänger, Wochen-
aufenthalterinnen oder Wo-
chenaufenthalter oder als lei-
tende Angestellte für eine Ar-
beitgeberin oder einen Ar-
beitgeber mit Wohnsitz, Sitz 
oder Betriebsstätte im Kan-
ton in unselbstständiger Stel-
lung erwerbstätig sind; 

    

 abis) eine unselbstständige Er-
werbstätigkeit für eine Arbeit-
geberin oder einen Arbeitge-
ber mit Sitz, tatsächlicher 
Verwaltung oder Betriebs-
stätte im Kanton ausüben 
und der Schweiz nach dem 
anwendbaren internationalen 
Abkommen im Steuerbereich 
mit dem jeweiligen Nachbar-
staat ein Besteuerungsrecht 
betreffend die im Ausland 
ausgeübte Erwerbstätigkeit 
eingeräumt wird; 
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Kommission X vom … 
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rungsrats 
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vom … 

b) für Arbeit im internationalen 
Verkehr an Bord eines Schif-
fes oder Luftfahrzeuges oder 
bei einem Transport auf der 
Strasse Lohn oder andere 
Vergütungen von einer Ar-
beitgeberin oder einem Ar-
beitgeber mit Wohnsitz, Sitz 
oder Betriebsstätte im Kan-
ton erhalten. 

b) für Arbeit im internationalen 
Verkehr an Bord eines Schif-
fes oder Luftfahrzeuges oder 
bei einem Transport auf der 
Strasse Lohn oder andere 
Vergütungen von einer Ar-
beitgeberin oder einem Ar-
beitgeber mit Wohnsitz, Sitz, 
tatsächlicher Verwaltung 
oder Betriebsstätte im Kan-
ton erhalten. 

   

1bis Davon ausgenommen sind: 1bis  […] Von Absatz 1 ausge-
nommen sind […]  

   

a) Die Besteuerung der See-
leute an Bord eines Hoch-
seeschiffes; 

a)  […] Einkommen von See-
leuten aus unselbständiger 
Erwerbstätigkeit an Bord ei-
nes […] von einer Arbeitge-
berin oder einem Arbeitgeber 
gemäss Absatz 1 lit. b unter 
Schweizer Flagge betriebe-
nen Seeschiffs; 

   

b) Einkommen, die der Besteu-
erung im vereinfachten Ab-
rechnungsverfahren gemäss 
§ 119a unterliegen. 
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Abweichende Anträge der 
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Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Weisen die Bestimmungen 
eines Doppelbesteuerungsab-
kommens die Steuerhoheit auf 
Einkünften aus unselbstständi-
ger Erwerbstätigkeit und auf 
die an deren Stelle tretenden 
Ersatzeinkünfte von Grenz-
gängerinnen und Grenzgän-
gern unter Anrechnung einer 
auf einen Höchstsatz begrenz-
ten Quellensteuer des Kantons 
dem Wohnsitzstaat zu, so ist 
die Quellensteuer im Kanton 
zu diesem Höchstsatz zu erhe-
ben. 

    

§  150 
V. Vollzug 

    

1 Die Steuer wird vom Kanto-
nalen Steueramt veranlagt und 
vom Gemeinderat bezogen. 
Die Veranlagung wird vom Ge-
meinderat vorbereitet. 

1 Die Steuer wird vom Kanto-
nalen Steueramt veranlagt 
[…] . 

   

2 Die Steuerpflichtigen haben 
den Vermögensanfall spätes-
tens mit der nächsten Steuer-
erklärung für die Einkommens- 
und Vermögenssteuern zu 
melden. Steuerpflichtige, die 
im Kanton keine solche Erklä-
rung einreichen, haben den 
Anfall innert 3 Monaten zu 
melden. Wird ein Nachlassin-
ventar aufgenommen, entfal-
len diese Pflichten. 
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§  163 
2. Gemeindesteueramt 

    

1 Jede Einwohnergemeinde 
führt ein Gemeindesteueramt. 
Der Gemeinderat bestimmt 
eine Vorsteherin oder einen 
Vorsteher sowie eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertre-
ter. 

1 Jede Einwohnergemeinde 
führt ein Gemeindesteueramt. 
Der Gemeinderat bestimmt 
eine Vorsteherin oder einen 
Vorsteher […] , eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertre-
ter sowie ausserordentliche 
Ersatzmitglieder der Veranla-
gungsbehörde bei Verhinde-
rung der vorstehend genann-
ten Personen. 

   

2 Mehrere Einwohnergemein-
den können ein gemeinsames 
Steueramt führen. Die Ge-
meinderäte der beteiligten Ge-
meinden bestimmen eine Vor-
steherin oder einen Vorsteher 
sowie eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter. 

    

3 Das Gemeindesteueramt be-
reitet die Veranlagungen vor, 
errechnet die Steuerbeträge 
und eröffnet die Veranlagungs-
verfügungen und Einsprache-
entscheide. Es führt das Proto-
koll der Veranlagungsbehörde 
der Gemeinde, das Steuerre-
gister und die notwendigen 
Kontrollen. 
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Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  164 
3. Veranlagungsbehörde der 
Gemeinde 

    

1 In jeder Einwohnergemeinde 
wird zur Beurteilung der Steu-
erpflicht und zur Veranlagung 
der Einkommens-, Vermö-
gens- und Grundstückgewinn-
steuer eine Steuerkommission 
bestellt. 

1  […] Die Veranlagungsbe-
hörde der […] Gemeinde ist 
zuständig für die Veranlagung 
der Einkommens-, Vermö-
gens- und Grundstückgewinn-
steuer […] sowie den Erlass 
von Haftungsverfügungen. 

   

2 Die Steuerkommission be-
steht aus einer kantonalen 
Steuerkommissärin oder  
einem kantonalen Steuerkom-
missär, der Vorsteherin oder 
dem Vorsteher des Gemeinde-
steueramtes sowie 3 von der 
Einwohnergemeinde gewähl-
ten Mitgliedern. Jede Einwoh-
nergemeinde wählt zudem ein 
Ersatzmitglied. 

2  […] Sie besteht aus einer 
kantonalen Steuerkommissärin 
oder einem kantonalen Steuer-
kommissär […]  und der Vor-
steherin oder dem Vorsteher 
des […] Gemeindesteueramts. 
Beide handeln gemeinsam. 
Bei Uneinigkeit entscheidet die 
Vorsteherin oder der […] Vor-
steher des Gemeinsteueramts. 
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2bis Einwohnergemeinden, die 
ein gemeinsames Steueramt 
führen, können eine gemein-
same Steuerkommission be-
stellen. Die gemeinsame Steu-
erkommission umfasst 5 Per-
sonen und besteht aus einer 
kantonalen Steuerkommissärin 
oder einem kantonalen Steuer-
kommissär, der Vorsteherin 
oder dem Vorsteher des ge-
meinsamen Steueramtes so-
wie 3 gewählten Mitgliedern 
aus den angeschlossenen Ein-
wohnergemeinden. Für jede 
gemeinsame Steuerkommis-
sion wird zudem ein Ersatzmit-
glied gewählt. Für die Wahl 
der gemeinsamen Steuerkom-
mission bilden die angeschlos-
senen Gemeinden einen 
Wahlkreis. 

2bis Aufgehoben.    

3 Die Veranlagung wird in der 
Regel im Namen der Steuer-
kommission durch eine Dele-
gation, bestehend aus der 
kantonalen Steuerkommissärin 
oder dem kantonalen Steuer-
kommissär sowie der Vorste-
herin oder dem Vorsteher des 
Gemeindesteueramtes, vorge-
nommen. Die Beurteilung der 
Steuerpflicht erfolgt durch die 
Delegation. 

3 Aufgehoben.    
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4 Die Veranlagung erfolgt aus-
nahmsweise durch die ge-
samte Steuerkommission: 

4 Aufgehoben.    

a) in den in der Verordnung 
vorgesehenen Fällen; 

    

b) in Fällen, welche die Steuer-
kommission im Voraus be-
stimmt hat; oder 

    

c) wenn die Delegation ihr den 
Fall vorlegt. 

    

 5 Bei Verhinderung der Vorste-
herin oder des Vorstehers des 
Gemeindesteueramts tritt die 
Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter an deren oder dessen 
Stelle, bei Verhinderung der 
Stellvertreterin oder des Stell-
vertreters das ausserordentli-
che Ersatzmitglied. 

   

§  166 
5. Kostentragung 

    

1 Für den Bezug der Steuern 
richten sich Kanton und Ein-
wohnergemeinden gegenseitig 
keine Entschädigungen aus. 

1 Für den Bezug der Steuern 
richten sich Kanton und Ein-
wohnergemeinden gegenseitig 
keine Entschädigungen aus. 
Vorbehalten bleibt § 222 
Abs. 1bis. 
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1bis Die von den Gemeinden er-
hobenen Gebühren werden 
zwischen Kanton und Gemein-
den im Verhältnis 40 zu 60 
aufgeteilt. 

    

2 Der Kanton und die Gemein-
den tragen die Entschädigung 
ihrer Mitglieder der Veranla-
gungsbehörde. 

    

§  167 
III. Spezialverwaltungsgericht 

    

1 Die Organisation richtet sich 
sinngemäss nach den Vor-
schriften des Gerichtsorgani-
sationsgesetzes (GOG) vom  
6. Dezember 2011 2). Ausge-
nommen ist dessen § 42 
Abs. 2. 

    

2 Mitglieder des Grossen Rats, 
der Steuerkommissionen so-
wie Beamtinnen oder Beamte 
und Angestellte der kantona-
len Verwaltung dürfen der Ab-
teilung Steuern des Spezial-
verwaltungsgerichts weder als 
haupt- noch als nebenamtliche 
Richterinnen oder Richter an-
gehören. 

2 Mitglieder des Grossen Rats, 
der […] Veranlagungsbehör-
den der Gemeinden sowie Be-
amtinnen oder Beamte und 
Angestellte der kantonalen 
Verwaltung dürfen der Abtei-
lung Steuern des Spezialver-
waltungsgerichts weder als 
haupt- noch als nebenamtliche 
Richterinnen oder Richter an-
gehören. 

   

3 …     

 
2) SAR 155.200 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/155.200/de
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4 …     

5 …     

§  183 
3. Bescheinigungspflicht von 
Dritten 

    

1 Dritte, die mit der steuer-
pflichtigen Person in einem 
Vertragsverhältnis stehen oder 
standen, müssen ihr das ge-
meinsame Vertragsverhältnis 
und die beiderseitigen Ansprü-
che und Leistungen bescheini-
gen. Insbesondere sind zur 
Ausstellung schriftlicher Be-
scheinigungen verpflichtet: 

    

a) Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber über ihre Leistun-
gen an Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie 
über Art und Höhe der vom 
Lohn abgezogenen Beiträge 
an Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge; 

    

b) Gläubigerinnen und Gläubi-
ger sowie Schuldnerinnen 
und Schuldner über Bestand, 
Höhe, Verzinsung und Si-
cherstellung von Forderun-
gen; 
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c) Versicherer über den Rück-
kaufswert von Versicherun-
gen und über die aus dem 
Versicherungsverhältnis aus-
bezahlten oder geschuldeten 
Leistungen; bei Leibrenten-
versicherungen, die dem 
VVG unterstehen, müssen 
sie zusätzlich das Ab-
schlussjahr, die Höhe der 
garantierten Leibrente, den 
gesamten steuerbaren Er-
tragsanteil gemäss § 31 Abs. 
3 sowie die Überschussleis-
tungen und den Ertragsanteil 
aus diesen Leistungen ge-
mäss § 31 Abs. 3 lit. b aus-
weisen; 

    

d) Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge, Versiche-
rungseinrichtungen und 
Bankstiftungen über Beiträge 
und Leistungen auf Grund 
von Vorsorgeverhältnissen; 

    

e) Treuhänderinnen und Treu-
händer, Vermögensverwalte-
rinnen und Vermögensver-
walter, Pfandgläubigerinnen 
und Pfandgläubiger, Beauf-
tragte und andere Personen, 
die Vermögen der steuer-
pflichtigen Person in Besitz 
oder in Verwaltung haben 
oder hatten, über dieses Ver-
mögen und seine Erträge; 
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f) Personen, die mit der steuer-
pflichtigen Person Geschäfte 
tätigen oder getätigt haben, 
über die beidseitigen An-
sprüche und Leistungen. 

    

 1bis Bei einem unterjährigen 
Austritt muss die bisherige Ar-
beitgeberin oder der bisherige 
Arbeitgeber der Arbeitnehme-
rin oder dem Arbeitnehmer ge-
mäss § 121 Abs. 1 lit. a und  
abis im Zeitpunkt der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses 
auf deren oder dessen Verlan-
gen eine Bescheinigung mit 
den relevanten Angaben über 
die unselbstständige Erwerbs-
tätigkeit ausstellen, die für die 
Umsetzung des jeweiligen in-
ternationalen Abkommens im 
Steuerbereich erforderlich 
sind. Der Regierungsrat regelt 
die Einzelheiten durch Verord-
nung. 

   

2 Reicht die steuerpflichtige 
Person trotz Mahnung eine nö-
tige Bescheinigung nicht ein, 
kann die Steuerbehörde diese 
von der Drittperson einfordern. 
Der steuerpflichtigen Person 
ist ein Doppel der Bescheini-
gung zuzustellen. Das gesetz-
lich geschützte Berufsgeheim-
nis bleibt vorbehalten. 
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§  185 
5. Meldepflicht von Dritten 

    

1 Den Veranlagungsbehörden 
müssen für jede Steuerperiode 
eine Bescheinigung einrei-
chen: 

    

a) juristische Personen über 
die den Mitgliedern der Ver-
waltung und anderer Organe 
ausgerichteten Leistungen; 
Stiftungen reichen zusätzlich 
eine Bescheinigung über die 
ihren Begünstigten erbrach-
ten Leistungen ein; 

    

b) Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge und der ge-
bundenen Selbstvorsorge 
über die den Vorsorgeneh-
merinnen und Vorsorgeneh-
mern oder Begünstigten er-
brachten Leistungen; die 
Meldung von Kapitalzahlun-
gen hat spätestens 30 Tage 
vor der Auszahlung zu erfol-
gen; 

    

c) einfache Gesellschaften und 
Personengesellschaften über 
alle Verhältnisse, die für die 
Veranlagung ihrer Teilhabe-
rinnen oder Teilhaber von 
Bedeutung sind, insbeson-
dere über ihren Anteil an 
Einkommen und Vermögen 
der Gesellschaft; 
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d) kollektive Kapitalanlagen 
über die Verhältnisse, die für 
die Besteuerung des direk-
ten Grundbesitzes und des-
sen Erträge massgebend 
sind; 

    

e) die Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, die ihren Ange-
stellten Mitarbeiterbeteiligun-
gen einräumen, über alle für 
deren Veranlagung notwen-
digen Angaben, insbeson-
dere über die geldwerten 
Vorteile aus Mitarbeiterbetei-
ligungen sowie über die Zu-
teilung und die Ausübung 
von Mitarbeiteroptionen. 

    

 f) die Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber über die Lohnda-
ten zu Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern gemäss 
§ 121 Abs. 1 lit. a und abis, 
für die ein internationales 
Abkommen im Steuerbereich 
den automatischen Aus-
tausch von Informationen 
über diese Daten vorsieht. 

   

2 Den Steuerpflichtigen ist ein 
Doppel der Bescheinigung zu-
zustellen. 
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3 Die Grundbuchämter melden 
den zuständigen Steuerbehör-
den von Amtes wegen Eintra-
gungen im Grundbuch, die zu 
einer Besteuerung nach die-
sem Gesetz Anlass geben 
können. Mit dieser Melde-
pflicht verbunden ist das Ein-
sichtsrecht der Steuerbehör-
den in die Daten des Grund-
buchs, die sie zur Erfüllung ih-
rer gesetzlichen Aufgaben be-
nötigen, sowie in die entspre-
chenden Grundbuchbelege. 

    

§  190 
IV. Veranlagungsverfahren 
1. Vorbereitung 

    

1 Die Steuerbehörde prüft die 
Steuererklärung und nimmt die 
erforderlichen Untersuchungen 
vor. 

    

2 Die steuerpflichtige Person 
ist berechtigt, eine Vorladung 
vor die Veranlagungsbehörde 
zu verlangen, ihr von sich aus 
Beweismittel vorzulegen und 
dabei ihre Steuererklärung zu 
vertreten. 

2  […] Soweit dies zur Wah-
rung des rechtlichen Gehörs 
notwendig ist, kann die steuer-
pflichtige Person […] eine Vor-
ladung vor die Veranlagungs-
behörde […] verlangen […]  
und dabei ihre Steuererklärung 
[…] vertreten. 

   

3 Ihre Angaben sind zu proto-
kollieren und unterzeichnen zu 
lassen. 
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§  215 
VI. Inventurbehörde 

    

1 Die Aufnahme des Inventars 
erfolgt durch die Gemeinde, in 
der die verstorbene Person ih-
ren letzten Wohnsitz hatte, bei 
Wohnsitz ausserhalb des Kan-
tons durch die Gemeinde, in 
der sich die steuerbaren Werte 
oder deren Hauptteile befin-
den. 

1 Die Aufnahme des Inventars 
erfolgt durch […] das Kanto-
nale Steueramt. 

   

2 Eine Abordnung des Ge-
meinderates oder eine vom 
Gemeinderat bezeichnete 
Amtsstelle nimmt das Inventar 
auf; das Kantonale Steueramt 
kann sich bei der Inventarauf-
nahme vertreten lassen. 

2 Aufgehoben.    

3 Für die Ermittlung des Nach-
lassvermögens hat die Inven-
turbehörde die gleichen Befug-
nisse wie die Steuerbehörden 
im Veranlagungsverfahren. 

    

4 Der Grosse Rat legt den Ge-
bührenrahmen für die Inven-
taraufnahme fest. 

4 Aufgehoben.    
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§  216 
VII. Abschluss und Zustellung 

    

1 Eine Ausfertigung des Inven-
tars wird den Erbberechtigten 
oder ihren gesetzlichen Vertre-
terinnen oder Vertretern sowie 
dem Kantonalen Steueramt 
zugestellt. 

1 Eine Ausfertigung des Inven-
tars wird den Erbberechtigten 
oder ihren gesetzlichen Vertre-
terinnen oder Vertretern […] 
zugestellt. 

   

2 Das Kantonale Steueramt hat 
durch eigene Erhebungen die 
Richtigkeit des Inventars nach-
zuprüfen, dieses gegebenen-
falls zu ändern oder zu diesem 
Zweck an die Inventurbehörde 
zurückzuweisen. Dabei stehen 
ihm die gleichen Befugnisse 
zu wie der Inventurbehörde. 

2 Aufgehoben.    

§  222 
II. Bezug 
1. Bezugsorgane 

    

1 Der Gemeinderat bezieht die 
Einkommens- und Vermö-
genssteuern, die Grundstück-
gewinnsteuern sowie die Erb-
schafts- und Schenkungssteu-
ern. Er bezeichnet die zustän-
dige Amtsstelle. 

1 Der Gemeinderat bezieht die 
Einkommens- und Vermö-
genssteuern […]  sowie die 
[…] Grundstückgewinnsteuern. 
Er bezeichnet die zuständige 
Amtsstelle. 
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 1bis Der Gemeinderat kann den 
Bezug der von ihm zu bezie-
henden Steuern, Nachsteuern 
und Bussen durch Leistungs-
vertrag gegen ein Entgelt ge-
samthaft dem Kantonalen 
Steueramt übertragen. Der 
Regierungsrat regelt die Ein-
zelheiten durch Verordnung. 

   

2 Der Bezug der übrigen Steu-
ern erfolgt durch das Kanto-
nale Steueramt. 

    

3 Die Nachsteuern werden von 
der Behörde bezogen oder er-
lassen, die für Bezug und Er-
lass der entsprechenden 
Steuer im ordentlichen Verfah-
ren zuständig ist. 

    

4 Bussen werden von der Be-
hörde bezogen, die für den 
Bezug jener Steuer zuständig 
ist, auf die sich das Steuer-
strafverfahren bezieht. Bussen 
wegen Verletzung von Verfah-
renspflichten werden vom 
Kantonalen Steueramt bezo-
gen. 

    

5 Die Bezugsorgane sind auch 
für Zahlungserleichterungen, 
Erlass und Sicherung der 
Steuern zuständig. Für den Er-
lass der von ihm bezogenen 
Steuern ist der Gemeinderat 
zuständig. 
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6 Der Regierungsrat ist er-
mächtigt: 

    

a) mit dem Bezug der Steuern 
eine andere Behörde oder 
Amtsstelle zu betrauen; 

    

b) Vorschriften über die lau-
fende Ablieferung der vom 
Gemeinderat bezogenen 
Kantonssteuern an den Kan-
ton zu erlassen. 

    

 II.    

 1. 
Der Erlass SAR 171.100 (Ge-
setz über die Einwohnerge-
meinden [Gemeindegesetz, 
GG] vom 19. Dezember 1978) 
(Stand 1. Juli 2024) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  21 
3. Wahlen 

    

1 In der Gemeindeversamm-
lung oder an der Urne werden 
gewählt: 

    

a) die Mitglieder des Gemein-
derates, der Gemeindeam-
mann sowie der Vizeam-
mann; 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/171.100/de
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b) die Mitglieder der Finanz-
kommission und allenfalls 
der Geschäftsprüfungskom-
mission; 

    

c) die Stimmenzähler und ihre 
Ersatzmitglieder; 

    

d) die Mitglieder und Ersatzmit-
glieder der Steuerkommis-
sion; 

d) Aufgehoben.    

e) …     

§  56 
II. Die Gesamtheit der Stimm-
berechtigten 
1. Grundsatz, Wahlen 

    

1 Die Gesamtheit der Stimm-
berechtigten übt ihre Rechte 
an der Urne aus. 

    

2 Durch die Urne werden ins-
besondere gewählt: 

    

a) die Mitglieder des Einwoh-
nerrates; 

    

b) die Mitglieder des Gemein-
derates, der Gemeindeam-
mann sowie der Vizeam-
mann; 

    

c) …     
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d) die Mitglieder und Ersatzmit-
glieder der Steuerkommis-
sion. 

d) Aufgehoben.    

 2. 
Der Erlass SAR 210.300 (Ein-
führungsgesetz zum Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuch [EG 
ZGB] vom 27. Juni 2017) 
(Stand 1. Juli 2024) wird wie 
folgt geändert: 

   

§  32 
i) Sachverhaltsabklärungen 

    

1 Die Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörde ist in Bezug 
auf die Form der Sachverhalts-
abklärungen frei. Sie kann sich 
jener Beweismittel bedienen, 
die sie nach pflichtgemässem 
Ermessen zur Ermittlung des 
Sachverhalts für erforderlich 
hält (Freibeweis). 

    

2 Die Gemeinden führen im 
Auftrag der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde 
Sachverhaltsabklärungen 
durch und tragen deren Kos-
ten. 

    

3 Sie können diese Aufgabe an 
Dritte übertragen. Dabei stel-
len sie den Datenschutz si-
cher. 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/210.300/de
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4 Die Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörde kann ge-
genüber der Gemeinde eine 
Nachbesserung der Abklä-
rungsarbeiten anordnen. Not-
falls ordnet sie nach vorheriger 
Androhung die Ersatzvor-
nahme auf Kosten der Ge-
meinde an. 

    

5 Die Aufgaben der Gemein-
den bei der Aufnahme öffentli-
cher Inventare gemäss 
Art. 405 Abs. 3 ZGB richten 
sich nach den Bestimmungen 
für öffentliche Inventare des 
Erbrechts. 

5 Die Aufgaben […] des Kanto-
nalen Steueramts bei der Auf-
nahme öffentlicher Inventare 
gemäss Art. 405 Abs. 3 ZGB 
richten sich nach den Bestim-
mungen für öffentliche Inven-
tare des Erbrechts. Die Auf-
nahme erfolgt unentgeltlich. 

   

6 Der Regierungsrat regelt die 
Einzelheiten durch Verord-
nung. 
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§  68 
Zuständigkeit des Gemeinde-
rats 

    

1 Der Gemeinderat am Wohn-
sitz der Erblasserin oder des 
Erblassers 

    

a) meldet der Bezirksgerichts-
präsidentin oder dem Be-
zirksgerichtspräsidenten Erb-
schaftsfälle, in denen von 
Amtes wegen Massnahmen 
getroffen werden müssen 
(Art. 553 Abs. 1 und 2, Art. 
554 Abs. 1–3, Art. 555 und 
592 ZGB), 

a) meldet der Bezirksgerichts-
präsidentin oder dem Be-
zirksgerichtspräsidenten Erb-
schaftsfälle, in denen von 
Amtes wegen Massnahmen 
getroffen werden müssen 
(Art. 553 Abs. 1 und 2, Art. 
554 Abs. 1–3, Art. 555 und 
592 ZGB) […] . 

   

b) nimmt auf Anordnung der 
Bezirksgerichtspräsidentin 
oder des Bezirksgerichtsprä-
sidenten das erbrechtliche 
Inventar auf (Art. 490, 552, 
553, 581 und 595 ZGB). 

b) Aufgehoben.    

 §  68a 
Zuständigkeit des Kantonalen 
Steueramts 

   

 1 Das Kantonale Steueramt 
nimmt auf Anordnung der Be-
zirksgerichtspräsidentin oder 
des Bezirksgerichtspräsiden-
ten das erbrechtliche Inventar 
auf (Art. 490, 552, 553, 581 
und 595 ZGB). 

   



- 32 - 
 

Ausgangslage Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. April 2026 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 3. 
Der Erlass SAR 581.100 (Feu-
erwehrgesetz [FwG] vom 
23. März 1971) (Stand 1. Ja-
nuar 2022) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  8 
Pflichtersatz, Bemessung 

    

1 Feuerwehrdienstpflichtige, 
die keinen Feuerwehrdienst 
leisten, haben in der Wohnsitz-
gemeinde einen jährlichen 
Pflichtersatz zu bezahlen, es 
sei denn, sie leben mit einem 
Ehepartner, der Feuerwehr-
dienst leistet, in tatsächlich 
und rechtlich ungetrennter 
Ehe. 

    

2 Der Pflichtersatz beträgt 2 ‰ 
des steuerbaren Einkommens, 
mindestens Fr. 30.–, höchs-
tens Fr. 300.–. Er wird durch 
die Steuerkommission nach 
dem für die direkten Steuern 
geltenden Verfahren festge-
setzt. 

2 Der Pflichtersatz beträgt 2 ‰ 
des steuerbaren Einkommens, 
mindestens Fr. 30.–, höchs-
tens Fr. 300.–. Er wird […] von 
der Veranlagungsbehörde der 
Gemeinde nach dem für die di-
rekten Steuern geltenden Ver-
fahren festgesetzt. 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/581.100/de
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3 Er wird bei in tatsächlich und 
rechtlich ungetrennter Ehe le-
benden Ehegatten für beide 
zusammen vom steuerbaren 
Einkommen der Ehegatten er-
hoben. Ist nur ein Ehegatte er-
satzabgabepflichtig, wird der 
Pflichtersatz von der Hälfte 
des Einkommens der Ehegat-
ten erhoben. 

    

4 Haben die in rechtlich unge-
trennter Ehe lebenden Ehegat-
ten je einen eigenen Wohnsitz, 
schuldet jeder Ehegatte am 
Wohnsitz den ordentlichen 
Pflichtersatz. 

    

5 Diese Regelungen sind bei 
eingetragenen Partnerschaften 
sinngemäss anwendbar. 

    

 III.    

 Keine Fremdaufhebungen.    
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 IV.    

 Der Regierungsrat bestimmt 
den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderungen unter 
Ziff. I. und II. 

   

 Aarau,    

 Präsident des Grossen Rats 
 
Protokollführerin 

   

 


